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0. Einleitung

0.1 Worum geht es?
In den meisten Agglomerationen der Schweiz und im 
Kanton Bern zeigen sich ähnliche Tendenzen. Die Sied-
lungsflächen dehnen sich vor allem an den Agglomera-
tionsrändern rasant aus und das Verkehrsaufkommen ist 
stetig am Wachsen. Noch funktionieren die Verkehrs-
systeme zwar recht gut, aber schon heute stossen in 
Spitzenzeiten die Strassen (und zum Teil auch die Bahn) an 
ihre Kapazitätsgrenzen. Dies führt zu Stau, welcher immer 
häufiger die Busse des öffentlichen Verkehrs behindert. Der 
Fuss- und Veloverkehr leidet unter dem dichten Verkehr 
ebenso wie die Bevölkerung unter Lärm und Abgasen. 

Die Lösung dieser Probleme stellt eine grosse Herausfor-
derung an die gemeindeübergreifende Zusammenarbeit 
dar und bedingt neue Formen der Kooperation, so zum 
Beispiel die Abstimmung der Siedlungs- und Verkehrs-
entwicklung in der Agglomeration über die Gemeinde-
grenzen hinweg.

Bund und Kantone sind nun aktiv geworden. Auf Bundes-
ebene wurde erkannt, dass die Agglomerationen verstärk-
te Unterstützungen brauchen und es sind starke Bestre-
bungen im Gange, gesetzliche Grundlagen zur finanziellen 
Unterstützung des Agglomerationsverkehrs zu schaffen. 
Sind diese erfolgreich, können ab 2007/2008 vom Bund 
Mittel zur Unterstützung von Massnahmen für den Agglo-
merationsverkehr zur Verfügung gestellt werden. 

Im Dezember 2001 hat die Regierung des Kantons Bern mit 
dem Lancieren der kantonalen Agglomerationsstrategie 
beschlossen, die Stärken und Entwicklungspotenziale der 
städtischen Regionen im Kanton Bern durch konzentrierte 
Massnahmen und geeignete Zusammenarbeitsformen zu 
unterstützen. Diese Agglomerationsprogramme zu den 
Themen Raumplanung, Umwelt, Verkehr, Standortent-
wicklung und Kultur sollen in Zusammenarbeit mit den 
Agglomerationsgemeinden erarbeitet und in bestehende 
und neue Projekte integriert werden. 

Wichtige zukunftsweisende Projekte zur Entwicklung der 
Agglomeration Thun sind weit fortgeschritten und gelan-
gen nun gemeinsam und aufeinander abgestimmt in die 
öffentliche Mitwirkung:

Projekt 1:  Agglomerationsprogramm Thun
Projekt 2:  Gesamtverkehrsstudie 
 Agglomeration Thun
Projekt 3: Entwicklungsschwerpunkt 
 ESP Thun-Nord / Steffisburg
Projekt 4: Leitbild Ortsentwicklung Steffisburg

Während der Bearbeitung wurde die Koordination der 
vier Projekte sichergestellt, insbesondere die Siedlungs- 
und Verkehrsentwicklung aufeinander abgestimmt. Die 
Projekte sind Teil des Agglomerationsprogrammes (vergl. 
Übersicht).

0.2 Wo liegen die Verkehrsprobleme in der 
Agglomeration Thun?
Die Bevölkerungsgrösse sowie der Motorisierungsgrad in 
den Agglomerationsgemeinden um die Kernstadt Thun 
haben in den letzten Jahren überdurchschnittlich zuge-
nommen. Die Stadt Thun zählt heute rund 40 000 Einwohner 
und die gesamte Agglomeration rund 88 000 Einwohner. 
Die grössten Wachstumsraten liegen im Norden in den 
Gemeinden Steffisburg und Heimberg sowie im Süden in 
der Gemeinde Spiez. Eine Zunahme der Wohnbautätigkeit 
ist auch am rechten Seeufer auszumachen. Gewohnt wird 
somit vermehrt am Rand der Agglomeration. Das Arbeiten 
konzentriert sich hingegen hauptsächlich auf die Kern-
stadt und in immer stärkerem Masse auf auswärtige 
Standorte, insbesondere der Region Bern. 

Im Wesentlichen unverändert geblieben ist das Verkehrs-
system: Wie vor 100 Jahren fliesst der Verkehr – der da-
mals rund 3000 Einwohner zählenden Stadt – über die 
historischen Innenstadtbrücken auf den Achsen Freien-
hof- und Marktgasse. Heute sind es täglich rund 35 000 
motorisierte Fahrzeuge, welche die Aare in der Innenstadt 
queren, einschliesslich der Linienbusse. Von Stausitua-
tionen auf den Hauptachsen – zunehmend nicht nur zu 
Spitzenzeiten – , erschwerter Erreichbarkeit der Innen-
stadt und Bahnhof, instabilen Reisezeiten für die Busse, 
Umweltbelastungen, Gefahren und Risiken für Velos und 

Gesamtübersicht über die Mitwirkungsprojekte

Agglomerationsstrategie Kanton Bern

Projekt 1: Agglomerationsprogramm Thun

Projekt 2:
Gesamtverkehrs-
studie

Projekt 4: Leitbild 
O

rtsentw
icklung Steffisburg

Projekt 3: 
ESP Thun N
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assnahm

enpaket 3
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Projekt 2:
Gesamtverkehrs-
studie

Projekte zur Mitwirkung
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enpaket 1
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Organisation der Agglomerationskonferenz

Fussgänger sind aber ebenso – wenn auch in unterschied-
lichem Mass – die Agglomerationsgemeinden betroffen. 
Stark betroffen sind hier die Gemeinden am rechten Thu-
nerseeufer bezüglich Anbindung an die Autobahn. Haupt-
verursacher dieser Probleme ist aber nicht der Durch-
gangsverkehr, sondern vor allem der Ziel- und Quellverkehr 
der Innenstadt. 

In den Agglomerationsgemeinden verläuft die Entwick-
lung hauptsächlich in Heimberg sehr ungünstig, indem die 
dort weit überdurchschnittliche  Verkehrszunahme – auch 
bedingt durch sehr verkehrsintensive Standorte (Einkaufs-
zentren) – zu immer häufigeren Kapazitätsengpässen auf 
der Hauptachse in Heimberg führt. 

0.3 Wie können die Probleme 
angepackt werden?
0.3.1 Durch eine neue Zusammenarbeit in 
der Agglomeration
Zur Koordination der Projekte in der Agglomeration Thun 
dient das Agglomerationsprogramm Thun. Hier sollen Pro-
jekte, die überkommunalen Charakter haben, integriert 
werden. Die Umsetzung und evtl. Weiterentwicklung des 
Agglomerationsprogramms soll durch eine Agglomera-
tionskonferenz mit Vertretern des Kanton und der Gemein-
den (Wirtschaftsraum Thun WRT) sowie der Region Thun-
Innert-Port (TIP) und der regionalen Verkehrskonferenz 
(RVK) geführt bzw. koordiniert werden. 
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6 7Mit der Agglomerationskonferenz wird keine neue politi-
sche Ebene geschaffen. Die Planungs- und Finanzkompe-
tenzen bleiben unverändert bei den jeweils zuständigen 
kommunalen, regionalen oder kantonalen Organen.

0.3.2 Durch eine Gesamtverkehrsstudie
Die heutigen Verkehrsprobleme in der Agglomeration 
Thun sind nur über einen ganzheitlichen Ansatz und mit 
einem Konsens unter den Betroffenen nachhaltig zu lösen. 
Der ganzheitliche Ansatz der Gesamverkehrsstudie be-
gründet sich wie folgt:
• Die Ziele und Lösungsansätze sind mit denjenigen von 

Bund und Kanton koordiniert und basieren auf dem 
Prinzip der Nachhaltigkeit.

• Den Verkehrszielen im Einzelnen sind diejenige der 
Wirtschaftlichkeit, der Siedlungs-, Umwelt- und Sozial-
politik gegenüberzustellen und abzuwägen (verhandel-
bare Ziele).

• Alle Verkehrsträger sind miteinbezogen. Der motori-
sierte Individualverkehr, der öffentliche Verkehr sowie 
der Fussgänger- und Veloverkehr sollen gemeinsam und 
sich ergänzend die Mobilitätsbedürfnisse abdecken. 
Auch sind die bestehenden Strassen optimal zu nutzen. 
Nur die Ausnutzung der Stärken jedes Verkehrsträgers 
führt zu einer günstigen Wirkung. 

• Mit dem Einbezug der hauptsächlich Betroffenen muss 
bereits auf konzeptioneller Ebene ein breit abgestützter, 
tragfähiger Konsens erarbeitet werden, sollen die nöti-
gen Massnahmen dereinst akzeptiert und schrittweise 
realisiert werden können. So wurden an Forumsveran-
staltungen sämtliche Ziele und Massnahmen der Ge-
samtverkehrsstudie den betroffenen Gemeinden und 
Institutionen der Agglomeration zur Diskussion gestellt 
und bereinigt (1. Phase der Mitwirkung).

0.3.3 Durch eine Siedlungspolitik mit 
Wachstum nach innen
Das Verkehrswachstum hängt nicht zuletzt davon ab, wo 
in Zukunft neue Wohnungen und Arbeitsplätze entstehen. 
Die Ortsplanungsrevisionen der Agglomerationsgemein-
den sollen deshalb zukünftig aufeinander und auf die Ver-
kehrsplanung abgestimmt werden. Dadurch kann künftig 
ein erneutes Auseinanderklaffen von Mobilitätsnachfrage 
und -angebot verhindert werden. 

Wohn- und Arbeitsstandorte beeinflussen unser 
Mobilitätsverhalten
Deshalb soll bei künftigen Einzonungen die Siedlungs-
entwicklung vermehrt konzentriert und wenn immer mög-
lich in der Nähe von Haltestellen des öffentlichen Verkehrs 
gefördert werden und nicht wie bisher in vom öffentlichen 
Verkehr schlecht erschlossenen Hanglagen. Die Bewoh-
nerinnen und Bewohner sind dadurch eher bereit, ihr 
Auto zu Hause stehen zu lassen und auf grundsätzlich 
unnötige Autofahrten zu verzichten.

Projekte zur Förderung einer konzentrierten 
Siedlungsentwicklung
• Projekt «ESP Arbeiten»:
 Neue Arbeitsplätze sollen vorwiegend an ESP-Standor-

ten bzw. Knoten des öffentlichen Verkehrs geschaffen 
werden (Fortsetzung des laufenden Projekts).

• Neues Projekt «ESP Wohnen»:
 Förderung des Wohnungsbaus im Agglomerationskern.
• Standort für verkehrsintensive Nutzungen:
 Die zukünftigen Standorte für Einkaufs- und Freizeitzen-

tren sind festgelegt. Die Einhaltung dieser Standorte und 
die bewilligten Fahrtenkontingente müssen nun durch-
gesetzt werden.

• Regionale Richtpläne und Ortsplanungen:
 Verschiedene Ortsplanungen der Agglomeration Thun 

werden in den nächsten Jahren zu unterschiedlichen 
Zeitpunkten revidiert. Die Gelegenheit muss ausgenützt 
werden, um einerseits die verschiedenen Revisionszeit-
punkte zu vereinheitlichen, aber auch um die Inhalte der 
Revisionen auf die Ziele der Gesamtverkehrsstudie abzu-
stimmen. Das Projekt des TIP für einen regionalen Teil-
richtplan «Siedlungs- und Bevölkerungsentwicklung» 
soll dafür als Grundlage dienen.

0. Einleitung

Diskussion am Forum in Thun
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1. Projekt 1: Agglomerationsprogramm Thun

Fast ein Viertel der Schweiz gilt heute statistisch als Agglo-
meration. In diese Agglomerationen und Städte sind insge-
samt 979 Gemeinden eingebunden – jede dritte Gemeinde 
der Schweiz gilt demnach als «städtisch»1. Das Agglome-
rationsprogramm Thun ist eines der vom Kanton Bern 
geförderten Projekte. Mit diesem Programm werden neu-
artige und für die Agglomeration Thun zugeschnittene 
Lösungs ansätze getestet. Hauptziel des Agglomerations-
pro gramms Thun ist die Förderung der Entwick lungs-
potenziale der städtischen Region und die Öffnung des 
Blicks über die Fachbereichs- und Gemeindegrenzen hin-
aus. Dazu wurden 12 Schlüsselprojekte in den Bereichen 
Verkehr, Wirt schaftsförderung / Tourismus, Orts- und Re-
gionalplanung, Kultur, Sport und Bildung festgelegt. Neue 
Schlüssel projekte können jederzeit angefügt werden. 

1.1 Was ist das Agglomerationsprogramm Thun?
Der Bundesrat will gemäss Bericht zur Agglomerations-
politik vom 19. Dezember 2001 Modellvorhaben im Bereich 
der nachhaltigen Entwicklung des urbanen Raums mit 
fi nanziellen und technischen Beiträgen fördern. Der Kan-
ton Bern hat im Dezember 2001 entschieden, Agglomera-
tionen durch geeignete Massnahmen und Zusammenar-
beitsformen zu unterstützen (Agglomerationsstrategie). 

Mit dem Agglomerationsprogramm Thun sollen folgende 
Ziele erreicht werden:
• Stärken und Entwicklungspotenziale der Agglomeration 

sollen gefördert werden.
• Durch die Realisierung gemeinsamer Projekte soll die Ag-

glomeration an Identität und Zusammenhalt gewinnen.
• Neue Zusammenarbeitsformen sollen zu mehr Transpa-

renz und einfacheren Wegen bei der Problemlösung 
führen.

• Für die Umsetzung soll eine verbindliche Form der Zusam-
menarbeit zwischen den Gemeinden gefunden werden.

1.2 Was sind die Ergebnisse aus dem 
Agglomerationsprogramm?
Folgende 12 Schlüsselprojekte sind gegenwärtig in das 
Agglomerationsprogramm Thun aufgenommen:

1. Mit dem Massnahmenblatt «Stellenwert des Agglo-
merationsprogramms und Projektorganisation» soll 
die Behördenverbindlichkeit des Agglomerationspro-
gramms gesichert und eine Projektorganisation einge-
setzt werden.

2.  Die Finanzierung des Agglomerationsprogramms soll 
durch einen «Agglomerations-Beschluss» des Grossen 
Rates für alle Agglomerationsprogramme des Kan tons 
Bern erfolgen.

3. Eine Regelung der Kompetenzen zur Umsetzung des 
Agglo merationsprogramms soll einen raschen Vollzug 
der Massnahmen des Agglomerations programms er-
möglichen.

4. Die Koordination der Siedlungsentwicklung sieht die 
Erarbeitung eines zusammenhängenden Zonenplans 
über die ganze Agglomeration, einheitliche Bauregle-
mente, eine zeitliche Koordination der Ortsplanungsre-
visionen und eine optimierte Zusammenarbeit der 
Bauinspektorate vor. 

5. Mit der Umsetzung der Gesamtverkehrsstudie Agglo-
meration Thun soll ein attraktives Angebot im öffentli-
chen Verkehr und im Langsamverkehr geschaffen so-
wie die Probleme im privaten Verkehr angepackt 
werden. 

6. Die Koordination der Landschaftsentwicklung erfolgt 
durch Abstimmung der Siedlungs- und Verkehrsent-
wick lung der Agglomeration im Rahmen der Überarbei-
tung des regionalen Landschaftsrichtplans.

7. Mit einer Bodenpolitik mit interkommunalem Lasten-
ausgleich im Bereich Industrie, Gewerbe, Dienstleis-
tungen oder Wohnen und einer interkommunalen 
Träger schaft will man ein Signal zur Stärkung der Agglo-
meration senden.

8. Mit dem Handschlag Stadt-Land soll die Zusammenar-
beit zwischen Stadt und Land im Bereich Kollektivgüter 
(Kulturlandschaft, Erholungsmöglichkeiten etc.) ver-
bessert werden.

9. Das Schlüsselareal «Stockhornstrasse Nord» in Stef-
fi sburg dient als Pilotprojekt für die Abstimmung von 
Siedlungs-, Verkehrs- und Landschaftsentwicklung 
und für den interkommunalen Lastenausgleich. 

1gemäss Bundesamt für 

Statistik (BFS) / 

Bundesamt für 

Raumentwicklung (ARE)
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1. Projekt 1: Agglomerationsprogramm Thun

1.3 Wie soll das Agglomerationsprogramm 
realisiert werden?
Zur Realisierung des Agglomerationsprogramms braucht 
es eine «Agglomerationskonferenz» aus Vertretern von 
Kanton und Gemeinden, der Region Thun-Innertport, der 
regionalen Wirtschaftskoordination (RWK) und der regio-
nalen Verkehrskonferenz (RVK). Die Agglomerationskon-
ferenz steuert die Gesamtheit der Vorhaben, ist Ansprech-
stelle und Initiatorin für neue Projekte. Das Agglomera-
tionsprogramm wird im kantonalen Richtplan verankert, 
damit der Zugang zum Programm des Bundes gesichert ist. 

1.4 Wie ist das Agglomerationsprogramm 
Thun aufgebaut?
Das Agglomerationsprogramm besteht aus einem Erläute-
rungsbericht, verschiedenen Massnahmenblättern und ei-
ner ungewerteten Massnahmenliste. Für den Start des 

Agglomerationsprogramms wurde eine kleine Zahl von 
Massnahmen als Schlüsselprojekte ausgewählt, mit dem 
Ziel, raschmöglichst mit der Realisierung zu starten und 
dabei neuartige Formen der Zusammenarbeit zu testen. 

1.5 Wer steht hinter dem 
Agglomerationsprogramm Thun?
Da der Perimeter der Agglomeration sich praktisch mit 
demjenigen des Wirtschaftsraums Thun (WRT) deckt, tritt 
der WRT für die Agglomeration Thun als Ansprechpartner 
gegenüber Bund und Kanton auf. Die Zusammenarbeit mit 
der Gemeinde Thierachern, welche ebenfalls zur Agglo-
meration Thun gehört, aber nicht Mitglied des WRT ist, ist 
sichergestellt.

1.6 Wie geht es weiter?
Die Mitwirkungseingaben werden ausgewertet und in ei-
nem Mitwirkungsbericht zusammengefasst. Anschlies-
send wird das Agglomerationsprogramm aufgrund der 
Resultate aus der Mitwirkung überarbeitet. Das bereinigte 
Agglomerationsprogramm wird danach durch die Agglo-
merationsgemeinden formell beschlossen und von der 
Delegiertenversammlung TIP als teilregionalen Richtplan 
gemäss Art. 68 BauG anerkannt. Das Amt für Gemeinden 
und Raumordnung des Kantons Bern (AGR) genehmigt 
danach das Agglomerationsprogramm. Zu gegebener Zeit 
wird das Agglomerationsprogramm in einen regionalen 
Richtplan der Region TIP integriert.

Perimeter Agglomerationsprogramm Thun

10. Die Zusammenarbeit der Gemeinden Seftigen, Uttigen 
und Uetendorf im Bereich Sport und Freizeit soll ver-
bessert werden. 

11. Die Koordination im Bildungsangebot der Agglomera-
tion wird durch die Abstimmung der Leistungs-
erbringung zwischen Kanton und Gemeinden sowie 
innerhalb der Agglomeration angestrebt. 

12. Die regionale Koordination der Planungsgrundlagen 
erlaubt den Austausch räumlicher Daten zwischen den 
Gemeinden sowie weiteren Körperschaften (Geoinfor-
mation).
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2. Projekt 2: Gesamtverkehrsstudie Agglomeration Thun

2.1 Konsens bereits auf konzeptioneller Ebene
Im Rahmen des Mitwirkungsverfahrens für die Gesamt-
verkehrsstudie der Agglomeration Thun wurde in einer 
1. Phase eine Mediation durchgeführt. An fünf Forums-
veranstaltungen wurde mit den von künftigen Verkehrs-
massnahmen Betroffenen – sie vertreten insgesamt 49 
Insti tutionen und Gemeinden – ein Konsens erarbeitet. 
Aus schlaggebend für dieses Verfahren waren die folgen-
den Überlegungen:
• Zu einem frühen Zeitpunkt soll auf konzeptioneller Ebene 

eine hohe Akzeptanz für die Gesamtverkehrsstudie bei 
allen betroffenen Bürgern und den Entscheidträgern von 
Stadt und Agglomeration erreicht werden.

• Sicherheit schaffen für die anschliessende Planung und 
Projektierung einzelner Massnahmen sowie der früh-
zeitigen Erkennung allfälliger Konfl ikte.

• Gegenseitiges Vertrauen und politischen Willen auf-
bauen für die etappenweise, gemeinsame Umsetzung 
der Mass nahmen.

Die Ergebnisse der Verhandlungen sind in das Planwerk 
eingefl ossen, welches nun in die öffentliche Mitwirkung 
gelangt (2. Phase).

2.2 Ziele, Grundsätze und Werkzeuge 
Die Gesamtverkehrsstudie beinhaltet nebst den Verkehrs-
zielen auch Ziele zu den Politiken von Wirtschaft, Siedlung, 
Umwelt und Sozialem; diese sind verhandelbar. Randbe-
dingungen sind nicht verhandelbare Ziele, und betreffen 
übergeordnete Gesetze von Bund und Kanton.

Ein optimiertes Gesamtverkehrskonzept bedingt Mass-
nahmen auf allen Ebenen, d.h. sowohl beim motorisierten 
Individualverkehr wie auch beim öffentlichen Verkehr und 
Langsamverkehr. Die Massnahmenplanung basiert des-
halb auf den folgenden Grundsätzen:

• Motorisierten Verkehr vermeiden (durch Verlage-
rung auf Fuss- oder Velowege, durch raumplaneri-
sche und nachfragedämpfende Massnahmen)

• Motorisierten Individualverkehr auf den öffentli-
chen Verkehr verlagern

• Motorisierten Individualverkehr auf andere Routen 
lenken

• Verkehrsablauf des motorisierten Individualver-
kehrs verträglicher gestalten

Dazu stehen verschiedene Werkzeuge zur Verfügung:

• Verkehrsbeeinfl ussende Massnahmen 
• Förderung des öffentlichen Verkehrs
• Attraktivierung des Langsamverkehrs
• Mobilitätsmanagement
• Neue Netzteile im motorisierten Individualverkehr

Die verschiedenen Verkehrsmittel sollen sich ergänzen 
und nicht behindern. Durch eine konzentrierte und auf die 
Gesamtverkehrsstudie abgestimmte Siedlungsentwick-
lung kann die Zunahme des Personenwagen-Verkehrs 
gering gehalten werden.

Folgerungen:
Die Gesamtverkehrsstudie kommt zum Schluss, dass in 
einer 1. Phase die vorhandenen Strassen optimaler zu 
nutzen sind und der öffentliche Verkehr sowie der Velo- 
und Fussgängerverkehr ausgebaut werden sollen (Mass-
nahmenpaket 1). In einer 2. Phase sollen neue Strassen 
und eine Aarequerung im Norden der Agglomeration das 
stetig wachsende Verkehrsaufkommen aufnehmen. Mit 
fl ankierenden Massnahmen wie Verkehrslenkung in den 
Ring von Parkhäusern am Rand der Innenstadt und einem 
Einbahnverkehrsregime auf den Innenstadtbrücken soll 
die Innenstadt vom Personenwagen-Verkehr entlastet 
werden (Massnahmenpaket 2). In einer 3. Phase soll über 
eine neue Aaarequerung im Süden (Massnahmenpaket 3) 
eine weitere Entlastung erreicht und in der Freienhofgasse 
eine verkehrsarme Zone eingerichtet werden. 

Eine laufende Erfolgskontrolle der realisierten Projekte 
bildet die Grundlage für die Realisierung von weiteren 
Massnahmen (Abbildung zur zeitlichen Abfolge der Mass-
nahmenpakete siehe Seite 10).
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2.3 Massnahmenpaket 1
Probleme
Zu viel motorisierter Individualverkehr in der Innenstadt
Die Analyse der Verkehrsströme des privaten Motorfahr-
zeugverkehrs auf den Achsen der beiden Innenstadt-
brücken zeigt die grosse Bedeutung des Verkehrs mit Ziel 
Innenstadt und Bahnhof. Gerade bezüglich der Erschlies-
sung der Innenstadt zeigt sich ein sehr grosses Potenzial, 
wie der motorisierter Individualverkehr vermieden, verla-
gert und gelenkt werden kann (siehe Abbildung «Analyse 
der Verkehrsströme Innenstadt»).

5000

5000

7000

6000

6000

6000

Ziel-/Quellverkehr rechte
Aareseite in die Innenstadt
inkl. Bahnhofgebiet
Total 19 000

Ziel-/Quellverkehr linke
Aareseite Thun-West in  
die Innenstadt
Total 5000

Durchgangsverkehr 
Innenstadt
Total 11000

Gesamttotal 35 000

Analyse der  Verkehrsströme Innenstadt

Öffentlicher Verkehr noch zu wenig genutzt
In einem Städtevergleich mit Biel und Köniz zeigt sich in 
Thun die höchste Anzahl verfügbarer Personenwagen je 
Einwohner und parallel dazu ein deutlich tieferes ÖV-An-
gebot. Das Potenzial des öffentlichen Verkehrs ist noch bei 
weitem nicht ausgeschöpft.

Ziele und angestrebte Verkehrswirkung
Basierend auf dem Prinzip der Freiwilligkeit und praktisch 
ohne zwingende Eingriffe auf dem bestehenden Strassen-
netz sollen die aarequerenden Fahrten von heute 35 000 
Fahrten auf 30 000 pro Tag reduziert werden. 

Das Massnahmenpaket 1 umfasst folgende Massnahmen
• Ausbau öffentliches Verkehrsangebot mit neuem Kon-

zept der städtischen und regionalen Buslinien.
• Verbesserungen der Velorouten, inkl. neuen Teilstrecken 

und Veloabstellanlagen.
• Mobilitätsmanagement
• Der öffentliche Verkehr wird mit Fahrbahnhaltestellen 

(stadteinwärts) und bei Lichtsignalanlagen mit Busspuren 
gegenüber dem privaten Individualverkehr bevorzugt.

• Vervollständigen des Parkhausrings mit neuen Parkie-
rungsanlagen an den Achsen Frutigenstrasse und rech-
tes Seeufer (Hofstettenstrasse). Parallel dazu erfolgt der 
schrittweise Abbau der oberirdischen Parkplätze in der 
Innenstadt.

• Parkleitsystem zur Vermeidung von Parkier-Suchverkehr
• Kreisel Regiestrasse/Allmendstrasse und Verbesserung 

der Unterführung für den Veloverkehr zur Verkehrslen-
kung in der 1. Phase und zur Erschliessung des Selve-
areals in der 2. Phase (gemäss Massnahmenpaket 2).

Realisierung bis in 5 Jahren
Investitionsrahmen: Fr. 53 Mio.
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Franken/Einwohner PW/Einwohner
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Zusammenhang ÖV-Angebot und PW-Verfügbarkeit

2. Projekt 2: Gesamtverkehrsstudie Agglomeration Thun
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Die zeitliche Abfolge der Massnahmenpakete



10 11Massnahmenpaket 1



12 132.4 Massnahmenpaket 2
Probleme
Fehlende Verbindung im Norden 
Die Analyse der Verkehrsströme des motorisierten Indivi-
dualverkehrs zeigt, dass nebst dem grossen Anteil des 
Ziel- und Quellverkehrs in die bzw. aus der Innenstadt 
zusätzlich mit einer Zunahme von Fahrten aus den Sied-
lungsentwicklungsgebieten im Norden der Agglomeration 
zu rechnen ist (Steffisburg, Heimberg). Dafür ist das heu-
tige Strassennetz ungenügend und lückenhaft. Es fehlt 

Aarequrende Wunschlinien

eine Strassenverbindung vom Norden in den Westen der 
Agglomeration. Die Durchlässigkeit – bedingt durch die 
Aare und das Militärareal Kleine Allmend – ist nicht ge-
währleistet.

Hier setzt das Massnahmenpaket 2 an, indem im Norden 
eine neue Aarequerung und Strassenverbindung zwi-
schen den nördliche Agglomerationsgebieten und den 
Westquartieren der Stadt geschaffen wird.

2. Projekt 2: Gesamtverkehrsstudie Agglomeration Thun



12 13Trotz neuer Strasse zu geringe Entlastung der Innenstadt
Die neuen Strassen bringen lokal zwar eine sehr gute 
Wirkung. Diese alleine reichen jedoch nicht aus, um die 
Innenstadt genügend zu entlasten und um die zulässigen, 
umweltbedingten Belastungsgrenzen einhalten zu können. 

Hier setzt das Massnahmenpaket 2 an, indem zwingend 
flankierende Massnahmen zur Verkehrslenkung festge-
legt werden.

Umweltbedingte Belastbarkeiten



14 15Ungenügende Leistungsfähigkeit der Bernstrasse
Die Bernstrasse ist einerseits die Haupterschliessungs-
achse der Gemeinde Steffisburg und andererseits der 
Zubringer des rechten Seeufers zur Autobahn Richtung 
Bern. Die Leistungsfähigkeit der Bernstrasse ist heute 
schon und insbesondere zukünftig ungenügend.

Hier setzt das Massnahmenpaket 2 an, indem der Auto-
bahnzubringer als Siedlungserschliessung von Steffisburg 
umgestaltet und unter der Bernstrasse mit einem neuen 
Strassenstück an die Stockhornstrasse (Steffisburg) an-
geschlossen wird. 

Ungenügende Leistungsfähigkeit der Gurnigeltrasse in 
Heimberg
Ähnlich ist die Situation hier: Die Gurnigelstrasse ist einer-
seits eine Haupterschliessungsachse der Gemeinde Heim-
berg und andererseits die Verbindungsachse der Gemein-
den Uetendorf/Thierachern – Heimberg – Steffisburg. Ihre 
Leistungsfähigkeit ist wegen der starken Zunahme des 
Ziel- und Quellverkehrs in Heimberg oft ungenügend. 
Weitere verkehrsintensive Nutzungen wie neue oder 
erweiterte Einkaufszentren sind so im Bereich Jumbokrei-
sel ohne zusätzlichen Massnahmen nicht akzeptabel. Hier 
setzt das Massnahmenpaket 2 an, in dem der Autobahn-
zubringer als Siedlungserschliessung von Heimberg ge-
nutzt wird.

Ziele und angestrebte Verkehrswirkung 
• Verbindliche Reduktion der aarequerenden, motorisier-

ten Individualverkehrsfahrten von heute 35000 Fahrten 
auf den Innenstadtbrücken auf täglich max. 20000 Fahr-
ten insgesamt auf beiden aarequerenden Achsen.

• Qualitative Verbesserung für den Fuss- und Veloverkehr 
in der Innenstadt

• Ausreichende Entlastung der beiden Hauptachsen 
Bernstrasse und Gurnigelstrasse (Heimberg) im Norden 
(Reisezeit stabilisieren) 

Das Massnahmenpaket 2 umfasst folgende Massnahmen
• Umbau und Umgestaltung des Autobahnzubringers A6 

– Steffisburg zu einer Hauptverkehrsachse der Agglo-
meration mit neuen Anschlüssen für das Siedlungsge-
biet Heimberg Süd und Steffisburg Station.

• Fortsetzung des Zubringers als Hauptverkehrsachse 
unter der Bernstrasse durch, mit neuem Kreisel an die 
Stockhornstrasse Steffisburg und Reorganisation des 
Anschlusses Bernstrasse.

• Neue Strasse und Aarebrücke «Kleine Allmend» im 
Areal ESP Thun Nord mit Anschluss an die Allmend-
strasse. Neu organisierte Erschliessung des Industrie-
gebietes Steffisburg und neue direkte Erschliessung des 
Entwicklungsschwerpunktes ESP Thun Nord.

• Neue Verkehrsführung in der Innenstadt mit Einbahn-
regelung auf der Achse Kuhbrücke – Marktgasse und in 
der Freienhofgasse.

• Verkehrsleitsystem und Bündelung des motorisierten 
Individualverkehrs, d.h. Lenkung der Zufahrtsmenge des 
motorisierten Individualverkehrs in Richtung Innenstadt 
mittels Lichtsignalen zu den Verkehrsspitzenzeiten auf 
den Achsen:
– Steffisburgstrasse
– Graben und Schwäbisgasse
– Allmendstrasse
– Frutigenstrasse /Mönchsplatz
– Frutigenstrasse /Talackerstrasse
– Seestrasse

• Attraktivierung d.h. Umgestaltung der Achse Stockhorn-
strasse/Kasernenstrasse/Mittlere Strasse zur Erschlies-
sung des Aarestrasse-Parkhauses (ev. mit neuer Stras-
senführung im Bereich Bahnareal).

• Parkleitsystem an das neue Netz anpassen.

Realisierung: 5 –12 Jahre
Investitionsrahmen: Fr. 75 Mio.

2. Projekt 2: Gesamtverkehrsstudie Agglomeration Thun
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16 172.5 Massnahmenpaket 3
Problem
Fehlende leistungsfähige Umfahrung der 
Innenstadt im Süden:
Mit den Massnahmenpaketen 1 und 2 wird der Ziel-/
Quellverkehr zur Innenstadt neu organisiert. Im Norden 
wird eine neue, leistungsfähige Umfahrungsmöglichkeit 
der Innenstadt geschaffen. Für eine weitergehende Ent-
lastung der Innenstadt fehlt im Süden die dafür notwendi-
ge Umfahrung.

Hier setzt das Massnahmenpaket 3 an, indem die heutige 
Achse Freienhofgasse durch eine neue, leistungsfähige 
Achse für den motorisierten Individualverkehr ersetzt 
wird.

Ziele und angestrebte Verkehrswirkung
• Reduktion der motorisierten Individualverkehrs-Belas-

tung auf der Freienhofgasse auf ca. 1000 Fahrten/Tag 
(nur noch Anlieferungen der Geschäfte dieses Teils der 
Innenstadt und Fahrten der Anstösser gestattet).

• Achse Kuhbrücke–Marktgasse: Beibehalten der mit 
dem Massnahmenpaket 2 realisierten mIV-Verkehrs-
entlastung mit täglich max. 10 000 Fahrten.

Das Massnahmenpaket 3 umfasst folgende Massnahmen
Zur Diskussion stehen zwei Varianten, nämlich eine Tun-
nel- oder eine Brückenlösung. Beide Varianten sollen so-
weit konkretisiert werden, dass die Bevölkerung von Thun 
einen Variantenentscheid treffen kann.

Unterirdische Aarequerung Süd:
• Diese Massnahme verbindet die Hofstetten- und Fruti-

genstrasse. Sie wurde bereits auf Ihre technische 
Machbarkeit überprüft, handelt es sich doch um das 
vom Gemeinderat Thun bisher bevorzugte Projekt der 
unterirdischen Aarequerung NAQ. Mit dieser Lösung 
werden das Aarebecken im Bereich Thunerhof und die 
Bahngleise im Verlauf der Aarefeldstrasse unterirdisch 
gequert.

Aarebrücke Süd:
• Aufgrund der hohen Kosten einer vollständig unterirdi-

schen Verkehrsführung wurden von Studenten der HTA 
Burgdorf im Rahmen einer Semesterarbeit die städte-
bauliche Verträglichkeit und Machbarkeit von Brücken-
lösungen geprüft. Eine der drei untersuchten Varianten 
ist die Aarebrücke Süd als Alternative zum Tunnel.

• Die Querung der Aare erfolgt mit einer neuen Brücke 
südlich des Thunerhofs. Im weiteren Verlauf taucht die 
Strasse vor dem Bahnhofplatz ab und wird als Tunnel im 
Bereich der Rampenstrasse an die Frutigenstrasse an-
geschlossen. Andere Linienführungen des Tunnels (bei-

spielsweise mit Querung der Gleise) sind denkbar, wur-
den jedoch noch nicht untersucht. 

• Die Brückenlösung steht im Widerspruch zur bisherigen 
Zielsetzung der Stadt. Aufgrund erster städtebaulicher 
Abklärungen im Rahmen der NAQ-Studie wurde vom 
Gemeinderat eine oberirdische Querung des Aarebe-
ckens abgelehnt. Zu beurteilen sind insbesondere die 
städtebauliche Verträglichkeit mit dem historischen 
Stadtbild (Blick auf Aarebecken mit Altstadt, Schloss 
und Kirche), aber auch die Auswirkungen flussaufwärts. 

• Jedoch: Erst nach einem Volksentscheid zu den beiden 
gleichwertig aufgearbeiteten Projekten kann in Kennt-
nis der genaueren Kosten über die zu wählende Varian-
te eine abschliessende Meinung gefasst werden.

Wichtig
Durch eine neue Aarequerung Süd entsteht bei gesperrter 
Freienhofgasse eine deutliche Verkehrsumlagerung auf 
die Strassen nördlich der Innenstadt (Berntor bis Regie-
strasse), welche das heutige Strassennetz nicht aufzu-
nehmen vermag. Deshalb muss das Massnahmenpaket 2 
zwingend vor der neuen Aarequerung Süd in Betrieb ge-
nommen werden, um im Norden die nötigen Kapazitäten 
zu schaffen. 

Realisierung: bis in 15 Jahren
Investitionsrahmen: 
Brücke ca. Fr. 40 Mio., Tunnel ca. Fr. 135 Mio. 

2.6 Wie geht es weiter?

Planung 
28.10. – 26.11. 2003: 
Öffentliche Mitwirkung (2. Phase der Mitwirkung)
Februar – April 2004: 
Vernehmlassung bei den Ämtern von Bund und Kanton
Aufnahme des kurz- und mittelfristig erforderlichen Finanz-
bedarfs in die kommunalen und kantonalen Finanzpläne
April 2004: 
Genehmigung des ÖV-Angebotskonzepts 2005 – 2008 
gemäss Massnahmenpaket 1 durch den Grossen Rat des 
Kantons
Mai – Juli 2004:
Fertigstellung der Studie, auch in Abhängigkeit der Mitwir-
kungs- und Vernehmlassungsergebnisse
Herbst 2004:
Genehmigung Gesamtverkehrsstudie durch Kanton
Herbst 2004:
Einreichung der Gesamtverkehrsstudie beim Bund zur 
Genehmigung als Grundlage für spätere Bundessubven-
tionen (voraussichtlich 30 – 50 % der Kosten der Strassen-
bauvorhaben)

2. Projekt 2: Gesamtverkehrsstudie Agglomeration Thun



16 17Realisierung 
bis 2008:
Fortsetzten der Projektierung und Realisierung der kantona-
len Strassenbauvorhaben gemäss Massnahmenpaket 1
Beginn Projektierung und Realisierung der kommunalen 
Vorhaben gemäss Massnahmenpaket 1 
1. Januar 2005:
Etappenweise Inbetriebnahme ÖV-Angebotskonzept 2005 
– 2008 gemäss Massnahmenpaket 1

Massnahmenpaket 3
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Mit dem Richtplan stimmen die heutigen Nutzer VBS und 
RUAG, die beiden Standortgemeinden Thun und Steffi s-
burg sowie der Kanton Bern ihre raumwirksamen Tätig-
keiten im Gebiet Thun Nord / Steffi sburg aufeinander ab. 
Die auf dem bis anhin weitgehend militärisch genutzten 
Gebiet frei werdenden Bauten und Flächen sollen zivilen 
Nutzungen (Industrie, Gewerbe, Wohnen) zugeführt wer-
den. Der Kanton Bern hat das Gebiet, für welches eine 
Zone mit Planungspfl icht (ZPP) gilt, in das Programm der 
kantonalen Entwicklungsschwerpunkte aufgenommen. 

3.1 Wozu ein Richtplan 
ESP Thun Nord / Steffi sburg?
Mit dem Richtplan Entwicklungsschwerpunkt ESP Thun 
Nord / Steffi sburg werden die «raumwirksamen Tätigkei-
ten» im Gebiet Thun Nord / Steffi sburg aufeinander abge-
stimmt und gesteuert. Dadurch sollen gegenläufi ge Entwick-
lungen möglichst vermieden werden. Folgende Part ner sind 
beim Richtplan ESP Thun Nord / Steffi sburg beteiligt:

 • Eidg. Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz 
und Sport VBS (Grundeigentümervertreter)

• RUAG (Grundeigentümervertreter)
• Stadt Thun (Standortgemeinde)
• Gemeinde Steffi sburg (Standortgemeinde)
• Kanton Bern

3. Projekt 3: Richtplan ESP Thun Nord / Steffi sburg

Richtplan-Karte ESP Thun Nord / Steffi sburg

Das Gebiet umfasst die Kleine Allmend in Thun (Gebiet 
nördlich der Allmendstrasse) sowie das Areal des Motor-
fahrzeugparks (AMP) Thun, der sich in Schwäbis (Ge-
meinde Steffi sburg) befi ndet. Es wurde bis anhin weitge-
hend militärisch genutzt und war dementsprechend der 
Zone für militärische Nutzungen zugewiesen. Die heuti-
gen Grundeigentümer und Nutzer, VBS und RUAG, benöti-
gen in Zukunft weniger Platz. Die frei werdenden Bau ten 
und Flächen sollen für zivile Nutzungen (Industrie, Gewer-
be, Wohnen) genutzt werden können. Diese Neuausrich-
tung hatte eine Zonenplananpassung zur Folge. Aufgrund 
der Volksabstimmung in Thun vom 2. Juni 2002 gilt nun auf 
dem Areal eine Zone mit Planungspfl icht (ZPP).

Der Kanton Bern will Arbeitsplätze konzentriert an ausge-
suchten Standorten ansiedeln und ihre wirtschaftliche 
Entwicklung nachhaltig gestalten. Zu diesem Zweck hat 
der Kanton Bern 1989 das Programm der kantonalen Ent-
wicklungsschwerpunkte (ESP) gestartet. Zurzeit bestehen 
im Kanton Bern rund 30 ESP. Das Areal Thun Nord / Steffi s-
burg wurde im Herbst 2001 in das Programm der kantona-
len Entwicklungsschwerpunkte aufgenommen. Dies be-
deutet, dass Planung und Realisierung an diesem Standort 
vom Kanton besonders gefördert werden. 

Die Abbildung zeigt den Perimeter des ESP Thun Nord / 
Steffi sburg (schwarz gepunktete Linie). Die Nummern 
beziehen sich auf die Massnahmenblätter.
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des Richtplans?
Der Richtplan besteht aus einem ausführlichen Textteil, 
einer Richtplan-Karte und 14 Massnahmenblättern. Letz-
tere enthalten die konkreten Schritte in die Zukunft und 
bilden das Herzstück des Richtplans, denn sie sind für die 
Planungspartner verbindlich. Die Massnahmenblätter 
sind identisch aufgebaut und legen fest, wer zu welchem 
Zeitpunkt mit wem was unternimmt.

3.3 Wie geht es weiter?
Die Mitwirkungseingaben werden ausgewertet und flies-
sen in einen ausführlichen Mitwirkungsbericht ein. An-
schliessend wird der Richtplan aufgrund der Ergebnisse 
der öffentlichen Mitwirkung überarbeitet. Der bereinigte 
Richtplan wird danach durch die fünf Planungspartner 
genehmigt und tritt voraussichtlich im Sommer 2004 in 
Kraft. Die genehmigten Massnahmenblätter sind für die 
Planungspartner verbindlich. Der Richtplan ist als dynami-
sches Koordinationsinstrument periodisch nachzuführen 
und zu aktualisieren. Sobald die Geschäftsstelle bestimmt 
ist, wird die offizielle Ansprechstelle publiziert.

Die 14 Massnahmenblätter (MB) im Überblick

MB 1:  Im städtebaulichen Gesamtkonzept werden die Baubereiche, die Verkehrsflächen und die Aussenräume 
im Perimeter ESP Thun Nord / Steffisburg grob festgelegt. 

MB 2:  Mit gezielt platzierten Informationstafeln möchte man die Auffindbarkeit der einzelen Institutionen und 
Betriebe erleichtern und das verbindende Element unterstreichen.

MB 3:  Die Allmendstrasse als Rückgrat der Gebietsentwicklung soll gestalterisch aufgewertet werden. Es wird 
dazu ein Betriebs- und Gestaltungskonzept erarbeitet.

MB 4:  Das nicht mehr benötigte Feuerwerker-Areal beim Lerchenfeld soll zur Realisierung von Wohnraum und 
stillem Gewerbe verkauft werden.

MB 5:  Das Umnutzungspotenzial der unter Denkmalschutz stehenden Alten Regie Steffisburg wird in einer 
Studie untersucht. 

MB 6:  Für das heute weitgehend unbebaute Areal Allmendstrasse soll eine Nutzungsstudie erarbeitet werden.
MB 7:  Die nicht mehr benötigten Immobilien auf dem Areal Vordere Allmendstrasse sollen verkauft und/oder 

vermietet werden. 
MB 8: Die nicht mehr benötigten Immobilien auf dem Areal südlich der Uttigenstrasse sollen verkauft und/oder 

vermietet werden. 
MB 9: Die Option Aarequerung Nord (vgl. Gesamtverkehrsstudie Agglomeration Thun) wird durch die Ausschei-

dung einer Freihaltezone langfristig sichergestellt.
MB 10: Ab 2004 wird eine Geschäftsstelle eingerichtet, welche als Informations- und Drehscheibe für den ESP 

Thun Nord / Steffisburg dient und potenziellen Investoren, aber auch Planungspartnern und Dritten, 
Dienstleistungen erbringt.

MB 11: Um Investoren auf den Standort ESP Thun Nord / Steffisburg aufmerksam zu machen, wird demnächst 
eine Investorendokumentation erarbeitet.

MB 12: Da Objekte, bei welchen die Altlastensituation nicht eindeutig geklärt ist, auf dem Markt kaum eine Chan-
ce haben, wird eine detaillierte Altlastenanalyse durchgeführt.

MB 13: Die Eigentumsverhältnisse der ober- und unterirdischen Infrastruktur (Erschliessung, Ver- und Entsor-
gungssysteme) wird in Infrastrukturverträgen klar geregelt.

MB 14: Die Uttigenstrasse wird – falls es die betriebliche Sicherheit erlaubt – für den Fussgänger- und Velover-
kehr geöffnet, so dass eine durchgehende Verbindung Lerchenfeld–Schwäbis entsteht.
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4. Projekt 4: Leitbild Ortsentwicklung Steffi sburg

Die bisherigen Grundlagen für die Ortsentwicklung von 
Steffi sburg müssen überarbeitet werden. Der Gemeinde-
rat hat daher beschlossen, im Vorfeld der Revision der 
Ortsplanung ein neues Gemeindeleitbild als Teil eines 
Richtplans zur Ortsentwicklung zu erarbeiten. Das Leit-
bild setzt sich zusammen aus Leitsätzen, Handlungs-
feldern und Entwicklungszielen. 

4.1 Wozu ein neues Gemeindeleitbild?
Das Gemeindeleitbild (1991) und die Ortsplanung (1994) 
müssen überarbeitet werden. Mit einem Richtplan zur 
Ortsentwicklung will der Gemeinderat die politischen Vor-
gaben, die Finanzplanung und die Ortsentwicklung aufei-
nander abstimmen und eine Folgerichtigkeit im Handeln 
erreichen. Das Gemeindeleitbild bildet das Zielgerüst. 
Ausgehend von einer umfassenden Standortbestimmung 
wurde der entsprechende Handlungsbedarf ermittelt. Das 
Leitbild wird mit Entwicklungszielen in den einzelnen 
Handlungsfeldern konkretisiert und damit fassbar ge-
macht. Aufbauend auf den Arbeiten zum Leitbild werden 
Anfang 2004 die Strategien für die Umsetzung und die 
Massnahmen ausformuliert, so dass der Richtplan konkre-
te Formen annimmt. Ebenfalls Anfang 2004 fällt der Start 
zur Revision der Ortsplanung.
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Übergeordneter 
Grundsatz

Gemeindeleitbild

Richtplan 
Ortsentwicklung

5 Leitsätze

12 Handlungsfelder /
Entwicklungsziele

Strategien für die 
Umsetzung

Massnahmen

Leitbild

4.2 Wer hat das Leitbild erarbeitet und welches 
sind die Ergebnisse?
Die Arbeitsgruppe Ortsentwicklung (mit Vertretern aus 
Verwaltung und Behördenmitgliedern) hat das Gemeinde-
leitbild erarbeitet und anlässlich von verschiedenen Klau-
suren mit dem Gemeinderat diskutiert und konkretisiert. 
Die Arbeiten wurden von einer externen Projektbegleitung 
und Fachspezialisten unterstützt. Zudem wurde eine Be-
gleitgruppe aus den verschiedenen Bevölkerungsteilen 
konstituiert, welche die Interessen aus der Bevölkerung in 
den Planungsprozess einbringen konnten.

Die Situationsanalyse hat gezeigt, dass in Steffisburg in 
den letzten Jahren die Bautätigkeit stark zugenommen hat. 
Diese hat wesentlich zum Bevölkerungswachstum beige-
tragen. Gleichzeitig konnte ein leichter Anstieg an Arbeits-

plätzen notiert werden. Die Pendlerstatistik zeigt, dass die 
Erwerbstätigen von Steffisburg trotzdem zunehmend einer 
Arbeit ausserhalb der Gemeinde nachgehen. Die Bauland-
reserven haben entsprechend der starken Bautätigkeit 
abgenommen. Gleichzeitig kann ein beträchtliches Poten-
zial innerhalb des bebauten Gebiets festgestellt werden. 

Das Gemeindeleitbild beinhaltet einen übergeordneten 
Grundsatz, fünf Leitsätze sowie einen Führungsgrundsatz. 
Mit den Entwicklungszielen zu den 12 Handlungsfeldern 
werden die Leitsätze konkretisiert und fassbar gemacht. 
Aufbauend auf den Arbeiten zum Leitbild werden in den 
weiteren Schritten die Strategien für die Umsetzung und 
die Massnahmen formuliert, so dass der Richtplan Orts-
entwicklung konkrete Formen annimmt. Das Leitbild für 
die Gemeindeentwicklung weist folgende Struktur auf:
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Szenario übergeordnete Nutzungen

4. Projekt 4: Leitbild Ortsentwicklung Steffisburg

Der Gemeinderat hat folgende Leitsätze formuliert:

übergeordneter Grundsatz:
Steffisburg ist eine solidarische Gemeinschaft und handelt 
im Bewusstsein um die Bedürfnisse der heutigen und zu-
künftigen Generationen.

Leitsatz 1:
Steffisburg stärkt seine Position als wirtschaftliches, ge-
sellschaftliches und kulturelles Subzentrum der Agglome-
ration Thun.

Leitsatz 2:
Steffisburg stärkt die Zusammenarbeit in der Region 
Thun.

Leitsatz 3:
Steffisburg ist Partner für Stadt und Land.

Leitsatz 4:
Steffisburg gestaltet Siedlung und Landschaft von hoher 
Qualität.

Leitsatz 5:
Steffisburg bewahrt seine politische Eigenständigkeit und 
erhöht den finanziellen Spielraum.

Führungsgrundsatz: 
Die politisch Verantwortlichen der Gemeinde nehmen die 
Herausforderung an, im Sinne des Leitbildes als Vorbilder 
zu wirken. Verantwortung wird gemeinsam getragen und 
der Erfolg wird geteilt.

Diese Leitsätze werden in folgenden 12 Handlungsfeldern 
konkretisiert:

A Führung und Verwaltung
B Bevölkerung und Lebensqualität
C Wohnen
D Städtebau und Aussenraumgestaltung
E Arbeit und Wirtschaft
F Zusammenarbeit und Partnerschaften 
G Bildung
H Soziales / Integration / Sicherheit
I Finanzen / Steuern / Gebühren
J Natur / Landschaft / Umwelt / Energie
K Verkehr und Infrastruktur
L Freizeit / Sport / Kultur

Die ausgehend von den Handlungsfeldern erarbeiteten 
Entwicklungsziele zeigen die spezifischen Herausforde-
rungen in den nächsten Jahren. Sie bilden die Basis für die 
Umsetzungsstrategien und Massnahmen, welche im Rah-
men des Richtplans Ortsentwicklung erarbeitet werden.

4.3 Fokus: Entwicklung des Areals 
«Stockhornstrasse Nord»
Die Arbeiten zum Leitbild haben gezeigt, dass dem nörd-
lich der Bernstrasse liegenden Areal «Stockhornstrasse 
Nord» eine Schlüsselrolle für die Ortsentwicklung von 
Steffisburg zukommt. Im Rahmen der Gesamtverkehrsstu-
die Agglomeration Thun drängt sich eine neue Verkehrslö-
sung zur Entlastung der Bernstrasse auf. Eine neue Stras-
se soll den Autobahnzubringer und die Stockhornstrasse 
miteinander verbinden. Der Gemeinderat hat der Absicht 
grundsätzlich zugestimmt, weil erstens nur so die nötige 
Wirkung für den Verkehr erzielt werden kann, und weil 
zweitens Steffisburg damit ganz neue Entwicklungs-
möglichkeiten eröffnet werden.

Nun stellt sich die Frage, wie mit dem Areal «Stockhorn-
strasse Nord» umgegangen werden könnte, ohne die 
Resultate der Ortsplanungsrevision vorwegzunehmen. 
Hierzu sind verschiedene Möglichkeiten denkbar:

1) Schwerpunkt übergeordnete Nutzungen:
Mit der vorgeschlagenen Nordumfahrung von Thun steigt 
die Verkehrsgunst im Raum Bahnhof und Bernstrasse 
weiter, ohne dass die Wohngebiete von Steffisburg da-
durch betroffen werden. Dieser Teil der Gemeinde eignet 
sich für die Ansiedlung von hochwertigen Einrichtungen 
von regionaler und überregionaler Ausstrahlung. Beispie-
le: Einrichtungen für Kongresse, Kultur und Freizeit. Ein 
grosses Einkaufszentrum wird ausgeschlossen, hingegen 
sind verschiedenste höherwertige Arbeitsnutzungen, die 
zum Teil auch mit Wohnen gemischt werden können, 
vorstellbar. 
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Das heute in der Landschaftsschutzzone liegende Gebiet 
zwischen Glockenthal und Bernstrasse bleibt in dieser 
Variante grün. Neben landwirtschaftlicher Nutzung sind in 
diesem Fall auch der Erholung dienende Grünflächen und 
ökologische Ausgleichsflächen denkbar. 

3) Schwerpunkt Wohnen
Aufwertung durch vielfältige Wohnungsangebote. Ver-
kehrsarmes, durchgrüntes, auf die heutigen und künftigen 
Anforderungen ausgerichtetes, hochwertiges Quartier. 
Gute Anbindungen an das Dorf, die Schul- und Sportan-
lagen und an den Bahnhof. Beim Bahnhof ist ein kleines 
Subzentrum wirtschaftlich tragbar, wenn das neue Wohn-
quartier realisiert wird. Die Besiedlung erfolgt in Etappen. 

Diese drei Szenarien sind jedoch nicht isoliert zu betrach-
ten. Kombinationen der verschiedenen Nutzungen in Form 
von durchgrünten Siedlungen oder von öffentlichen Nut-
zungen in parkähnlicher Umgebung sind durchaus wün-
schenswert. Im Rahmen der Ortsplanung wird es dann 
darum gehen, das richtige Mass für die diversen Nutzun-
gen zu finden. 

Die Planungsarbeiten zur zukünftigen Strukturierung und 
Ausgestaltung des Areals «Stockhornstrasse Nord» ste-
hen noch ganz am Anfang. Der Gemeinderat sieht in die-
sem Gebiet erhebliche Potenziale und Chancen für die 
zukünftige Entwicklung der Gemeinde. 

4.4 Wie geht es weiter?
Die Mitwirkungseingaben fliessen direkt in den Prozess 
zur Ortsentwicklung ein. Sie werden in einem Bericht über 
die Ergebnisse der Mitwirkung zusammengefasst. Auf-
grund der politischen Beurteilung der eingereichen Bei-
träge wird das Gemeindeleitbild überarbeitet. Die Geneh-
migung des Gemeindeleitbilds obliegt dem Gemeinderat 
und bildet den Auftakt zur Erarbeitung des Richtplans 
Ortsentwicklung sowie der Revision der Ortsplanung.

Szenario Landschaft

Szenario Wohnen


